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Änderungsantrag zu FH-DS-01

Von Zeile 51 bis 55 einfügen:
Es reicht von der Feuerwehr bis zu Nachbarschaftshilfe, vom Chor über den Sportverein bis zum

Engagement in Kirche, Synagoge und Moschee. Es erstreckt sich vom Einsatz für Umwelt, für

Natur- und Tierschutz oder für Demokratie, Menschenrechte, globale Gerechtigkeit und Inklusion

bis hin zum Engagement, in der Selbsthilfe oder zum Spenden. Manchmal ist Engagement

unbequem, stellt Fragen, stört Routinen, missachtet Hierarchien. Diese gewachsene vielfältige,

bereichernde Kultur des Engagements ist der Kern einer lebendigen und

verantwortungsbewussten Zivilgesellschaft. Wer mitmischt und sich engagiert, trägt im Kleinen

zum großen Ganzen, zum Zusammenhalt unserer Gesellschaft bei. Das wollen wir Grünen

fördern und für mehr gesellschaftliche Anerkennung dieses Engagements sorgen und auch für

staatliche Förderung, etwa durch die Möglichkeit des Spendenabzugs. Zivilgesellschaftliche Or­‐

ganisationen brauchen einen passenden und sicheren Rechtsrahmen. Auch Bürgerinnen und

Bürger, die ‒ oft unter großen Risiken ‒ Informationen über Missstände der 

Begründung

Bürgerschaftliches Engagement ist noch vielfältiger und bunter, als im Antrag beschrieben - es geht

über Wohltätigkeit und soziale Dienstleistungen hinaus. Es ist oft politisches Engagement. Die

Bundestagsfraktion hatte dies in ihrem Papier "Damit bürgerschaftliches Engagement grünt und

sprießt" vom 9.6.2015 bereits umfassend beschrieben. Diese Definition soll hier aufgenommen

werden.

Dieses selbstlose politische Engagement außerhalb von Parteien und Parlamenten wird oft

übersehen und durch das Gemeinnützigkeitsrecht nicht ausreichend abgedeckt. Bürgerschaftliches

Engagement findet sich in organisierten Initiativen und Vereinen wieder. Die Gemeinnützigkeit ist

für viele von ihnen notwendig, um Spenden zu erhalten oder Förderungen von staatlichen oder

privaten Institutionen. Attac zum Beispiel muss seit drei Jahren um seine Gemeinnützigkeit vor

Gericht kämpfen. Es braucht klare und moderne rechtliche Regelungen, mindestens die Ergänzung

gemeinnütziger Zwecke.
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